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Drucksache V/3105 


Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/533 — 
betr. europäische Schulen 


A. Bericht des Abgeordneten Biechele 


I. Allgemeines 

Der Antrag — Drucksache V/533 — wurde von 
der Fraktion der SPD am 19. April 1966 beim Deut- 
schen Bundestag eingebracht. Der Bundestag hat 
den Antrag in seiner 49. Sitzung am 22. Juni 1966 
nach eingehender Beratung dem Innenausschuß j 
federführend, dem Auswärtigen Ausschuß und dem 
Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi- 
zistik mitberatend überwiesen. Der Auswärtige 
Ausschuß hat seine Stellungnahme mit Schreiben 
vom 16. Januar 1968, der Ausschuß für Wissen- 
schaft, Kulturpolitik und Publizistik mit Schreiben j 
vom 20. Juni 1968 abgegeben. Der Innenausschuß \ 
hat den Antrag in seiner Sitzung am 27. Juni 1968 ; 
abschließend behandelt und dabei die Stellungnah- | 
men der mitberatenden Ausschüsse in die Erörte- 
rungen einbezogen. 


II. Grundsätzliches 

Für die deutschen Lehrer an europäischen Schu- 
len gilt das Statut des Lehrpersonals der euro- 
päischen Schulen vom Jahre 1964, das vom Obersten ■ 
Schulrat der europäischen Schulen gemäß der Sat- 
zung der europäischen Schulen vom 12. April 1957, 
besonders ihrers Artikels 12 Ziffern 3 und 4, und 
gemäß des Protokolls über die Errichtung der euro- j 
päischen Schulen vom 13. April 1962 beschlossen ! 
wurde. i 


I In der Praxis hat sich nach der Überzeugung des 
I Innenausschusses ergeben, daß verschiedene Rege- 
lungen dieses Statuts unbefriedigend sind, weil durch 
sie die Lehrer der Mitgliedstaaten, vor allem in der 
Besoldung und Besteuerung, ungleich behandelt wer- 
den. Diese Ungleichheit kann nach der einhelligen 
Meinung des Innenausschusses und der mitberaten- 
den Ausschüsse dadurch am besten beseitigt wer- 
den, daß das Statut des Lehrpersonals der euro- 
päischen Schulen dem Statut für die Beamten bei den 
Europäischen Gemeinschaften weitgehend angepaßt 
wird. 

Da die Frage der Besteuerung des weiterlaufenden 
nationalen Gehalts der deutschen Lehrer an euro- 
päischen Schulen nach den deutschen Steuergesetzen 
strittig ist, sollte der für diese Frage zuständige 
Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen ent- 
sprechend der Anregung des mitberatenden Aus- 
wärtigen Ausschusses vom 24. Januar 1968 prüfen, 
ob auf die nachträgliche Erhebung der Steuer für das 
Jahr 1966 aus Billigkeitsgründen verzichtet werden 
kann. 

Die Kultusministerkonlerenz hat am 10. April 1967 
neue Richtlinien für die Dauer der Beurlaubung für 
Lehrer an den europäischen Schulen beschlossen, die 
den Ländern längere Beurlaubungszeiten (ein Probe- 
jahr plus zweimal vier Jahre) empfehlen. Da an- 
scheinend nicht überall nach diesen Richtlinien ver- 
fahren wird, bittet der Ausschuß die Bundesregie- 
rung um Vorlage eines Erfahrungsberichts, der die 
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Konsequenzen der Richtlinien nach allen Seiten prü- 
fen soll. Vor allem sollen die Regelungen für die 
Beurlaubung die Voraussetzungen für eine möglichst 
fruchtbare und ertragreiche Arbeit an den euro- 
päischen Schulen einräumen. 


Bonn, den 27. Juni 1968 


Biechele 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. im Obersten Schulrat der europäischen Schulen 
dafür einzutreten, daß die Lehrer an euro- 
päischen Schulen künftig nach den für die Be- 
amten der Europäischen Gemeinschaften gelten- 
ten Vorschriften besoldet und besteuert werden; 

2. bis zum 31. Dezember 1968 dem Bundestag zu be- 
richten, ob die von der Kultusministerkonferenz 
beschlossene Dauer der Beurlaubung deutscher 
Lehrer den Erfordernissen der Arbeit an den 
europäischen Schulen und den Bedürfnissen der 
Lehrer entspricht. 


Bonn, den 27. Juni 1968 


Der Innenausschuß 


Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Biechele 

Berichterstatter 


angenommen in der 184. Plenarsitzung am 28. Juni 1968 
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